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Die Initianten ziehen die Volks­
initiative «Gegen Waffenexporte
inBürgerkriegsländer (Korrektur­
initiative)» zurück.Dies,nachdem
gestern auch der Nationalrat die
Ausnahmeklausel für den Bun­
desrat gestrichen hat. Es sei ein
grosserTag für eine glaubwürdi­
ge SchweizerFriedenspolitik, teil­
te dieAllianz gegenWaffenexpor­
te in Bürgerkriegsländer nach
dem Entscheid des Nationalrats
mit. «Da der Gegenvorschlag ein
guterKompromiss darstellt, sieht
dieAllianzvon einerVolksabstim­
mung abund zieht die Korrektur-
Initiative zurück».

Der Rückzug der Initiative ist
die logische Folge auf zwei über­
raschende Entscheide im Parla­
ment. In derSommersessionver­
schärfte derStänderat denGegen­
entwurf des Bundesrats deutlich.
DerBundesratwollte sichweiter­
hin das Recht einräumen, unter
bestimmtenBedingungenExpor­
te in Eigenregie bewilligen zu
können. Der Ständerat strich
diesen Passus – knapp mit 22 zu
20 Stimmen bei 2 Enthaltungen.

Schon damals kündigten die
Initianten an, die Volksinitiative
zurückzuziehen, sollte sich der
Nationalrat dem Ständerat an­
schliessen. Gestern hat sich in
der grossen Kammer nun ein
Minderheitsantrag durchgesetzt,
der genau diese Bedingung er­
füllte. Der Entscheid im Natio­
nalrat fiel mit 96 zu 91 Stimmen
bei 6 Enthaltungen. In der Ge­
samtabstimmung wurde der
Gegenvorschlag in der grossen
Kammer mit 110 zu 76 Stimmen
bei 6 Enthaltungen gutgeheis­
sen. Das Geschäft ist damit be­
reit für die Schlussabstimmung.

Bundespräsident Parmelin
warnt vor dem Schritt
Dass es engwerden könnte, rea­
lisiertewohl auch derBundesrat.
Mit aller Deutlichkeit argumen­
tierte Bundespräsident Guy Par­
melin für die Beibehaltung der
Ausnahmeklausel. Der Bundes­
rat «will diese Möglichkeit», er­
klärte er – und dieseMöglichkeit
sei auch eine Notwendigkeit für
die Sicherheits- undAussenpoli­
tik der Schweiz. «Mit der Abwei­
chungskompetenz kannderBun­
desrat rasch handeln, wenn es
umdieWahrungvon übergeord­
neten Interessen der Schweiz
geht», erklärte er. «Diese Flexibi­
lität brauchenwir – auch für un­
sere Exportpolitik.»

Werde dem Bundesrat diese
Kompetenz genommen, seien zu­
demOffset-Geschäfte gefährdet,
die Rechtssicherheit könne nicht
mehr garantiert werden, und
Waffenproduzenten könnten die
Schweizverlassen. «Diese Produ­
zenten sind jedoch absolut sak­
rosankt, wenn es um die Sicher­
heit der Schweiz geht», erklärte
Parmelin.Tatsächlich ist derEnt­
scheid des Parlaments eine
Kehrtwende. Nachdem der Bun­
desrat 2018 den Export von
Schweizer Waffen in Bürger­
kriegsländer wieder erlauben
wollte,wurde vonmehreren Sei­
ten gefordert, den Handlungs­
spielraumdesBundesrats bei den
Kriegsmaterialexporten einzu­
schränken. Trotzdem entschied
sich das Parlament in der Früh­
jahrssession 2019 gegen neue
Richtlinien.Diesen Beschluss hat
das Parlament nun revidiert. (sda)

Initianten ziehen
Korrekturinitiative
zurück
Parlament Der Nationalrat
hat die Ausnahmeklausel
für den Bundesrat bei
der Bewilligung von
Waffenexporten gestrichen.
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DerNameMia ist erfunden, nicht
aber ihre Geschichte.

Anfang 2020meldet die Poli­
zei, dass eine Frau mit drei klei­
nen Kindern dringend eine
Schutzunterkunft benötige. Es
gehe ummehrfache körperliche
und sexualisierte Gewalt. Die
Frau habe eineAnzeige erstattet.
Sie könne nicht nach Hause
gehen, der Ehemann würde sie
umbringen.

Noch am gleichen Abend be­
gleitet die Polizei Mia und ihre
Kinder ins Frauenhaus. Die
Familie bekommt zwei Fachbe­
raterinnen des Frauenhauses
zugeteilt: Eine ist für die Mutter,
die andere für die Interessen der
Kinder zuständig.

Das Strafverfahren läuft an,
und das Eheschutzverfahren
wird eingeleitet. Die Beraterin­
nen melden die Kinder in der
Schule und in derKita an.Mia ist
sehr instabil und erklärt sich ein­
verstanden, eine Psychotherapie
zu beginnen.Auch für die beiden
grösseren Kinder werden eine
Therapie undweitere Hilfsange­
bote organisiert.

Heute lebt Mia mit ihren Kin­
dern in einer eigenenWohnung.
Sie braucht zwar immer noch
psychotherapeutischeUnterstüt­
zung, aber es geht ihr besser; sie
arbeitet wieder. Marlies Haller
berichtete imAugust an einerTa­
gung im Vorfeld der Frauenses­
sion EndeOktober über den Fall.
Die Vorständin der Dachorgani­
sation Frauenhäuser Schweiz
und Liechtenstein (DAO) wollte
damit denAblauf im Frauenhaus
beschreiben.

Auf Spenden angewiesen
Mias Geschichte steht für das
Leid vieler Frauen, die vor einem
gewalttätigen Partner flüchten.
Aber auch für die Arbeit, die in
den Schweizer Frauenhäusern
geleistetwird – seit Jahrzehnten,
Tag für Tag, rund um die Uhr.
Nicht selten unter schwierigen
Bedingungen, weil das Geld
knapp ist, der Platz oder beides.

Zwarhat sich die Situation der
Frauenhäuser seit ihrer Grün­
dungEndeder 1970er- und inden
1980er-Jahrenverbessert.Damals
wurden sie noch halb ehrenamt­
lich von motivierten Vertreterin­
nen der Frauenbewegung ge­
führt. Im Laufe der Jahre hat die
Finanzierung durch den Staat
jedoch an Bedeutung gewonnen,
da die Einrichtungen professio­
nalisiertwurdenunddadurch die
Aufwände stiegen. Gleichzeitig
wurden auchdie Fälle komplexer.

Dennoch sind die meisten
Frauenhäuser auf Spenden an­
gewiesen.Das hat unter anderem
damit zu tun, dass Struktur und
Finanzierung je nachKanton und
teilweise sogar je nach Unter­
kunft unterschiedlich geregelt
sind. Marlies Haller spricht gar
von einem «Flickenteppich».

Die Situation ist in der Tat
komplex und unübersichtlich:
Der DAO sind in der Schweiz
22 Frauenhäuser angeschlossen,
von denen sich je drei in den
Kantonen Bern, Zürich undWal­
lis, je zwei in den Kantonen Tes­
sin undGenf und je eines in neun
weiteren Kantonen befinden.

Ausser im Kanton Jura gibt es
in allen Kantonen der lateini­
schen Schweiz ein Frauenhaus.

Die Kantone Aargau und Solo­
thurn, St. Gallen und die beiden
Appenzell sowie Baselland und
Basel-Stadt haben jeweils ein
gemeinsames Frauenhaus. In der
Ostschweiz besteht ebenfalls
eine Zusammenarbeit mit dem
Frauenhaus Liechtenstein. Nid­
walden,Obwalden,Thurgau und
Uri haben eineVereinbarungmit
einem Frauenhaus in einem an­
deren Kanton und beteiligen sich
finanziell. Glarus, Jura, Schaff­
hausen und Schwyz haben hin­
gegen keine Vereinbarung mit
einem Frauenhaus.

Musterkanton St. Gallen
Einrichtungen, die von der öf­
fentlichen Hand hauptsächlich
über Sockelbeiträge, Defizitga­
rantie oder Globalbudget finan­
ziertwerden, haben einen gerin­
gen administrativen Aufwand,
weil sie kein Fundraising betrei­
ben oder Kostengutsprachen bei
der Sozialhilfe einholenmüssen.
Sie können sich auf das Kernge­
schäft konzentrieren.

Zu diesen gehört das Frauen­
haus St. Gallen. Es wurde vor
41 Jahren gegründet und ist ei­

nes der wenigen Frauenhäuser
in der Schweiz, die komplett
ohne Spenden auskommen. Es
kann das ganze Jahr über mit
demselben Personalschlüssel ar­
beiten, hat seine Bereitstellungs­
kosten abgedeckt und einen tie­
fen administrativen Aufwand.

SilviaVetsch leitet das Frauen­
hausSt.Gallen.SiehabedasGlück,
dass ihre Unterkunft, wie sie be­
tont,«ineinemgrosszügigenKan­
ton» stehe, der sie unterstütze.
«Leider ist die Leistung starkvom
WohnortderFrauabhängig–und
von der politischen Ausrichtung
des zuständigen Sozialdirektors
im Kanton», sagt sie. Die Pla­
nungs- undFinanzierungssicher­
heit von Unterkünften ist hinge­
genkaumgewährleistet,wenn sie
hauptsächlich durch die Opfer­
hilfe oder die Sozialhilfe unter­
stützt werden und die Beiträge
zudemvonderNutzung oderder
Belegung abhängen. Solche Ein­
richtungen sind stark auf Spen­
den Dritter angewiesen.

DAO-VorständinMarlies Hal­
ler fordert deshalb eine nationa­
le Strategie im Umgang mit
häuslicher Gewalt, die die inter­

kantonale Zusammenarbeit er­
leichtere und von den Kantonen
umgesetzt werde. Sie stützt sich
dabei auf die Empfehlungen der
Konferenz der kantonalen Sozi­
aldirektorinnen und -direktoren
(SODK). Diese hat sich bereits
2019 dafür ausgesprochen, dass
sich alle Kantone mit Sockelbei­
trägen beteiligen und somit die
Finanzierungs- und Planungs­
sicherheit für die Frauenhäuser
gewährleistet ist.

Auslastung von 75 Prozent
Obwohl in denvergangenen Jah­
ren die Anzahl Plätze in Schutz­
unterkünften für gewaltbetrof­
fene Frauen und Kinder – auch
dank der medialen Präsenz des
Themas – gestiegen ist, braucht
es weitere Lösungen. Der Euro­
parat empfiehlt, dass pro 10’000
Einwohnerinnen und Einwoh­
ner ein Familienzimmer für die
Mutter und ihre Kinder zur Ver­
fügung stehen sollte. Nach die­
ser Berechnung müsste die
Schweiz rund 860 solche Plätze
anbieten – die DAO-Mitglieder
aus der Schweiz hatten im Jahr
2020 in 19 Frauenhäusern jedoch

nur 156 Zimmer und 327 Betten
für Frauen und Kinder zur Ver­
fügung.

«Es besteht dringenderHand­
lungsbedarf», sagt Marlies Hal­
ler. Auch weil die Kinder im
Durchschnitt mindestens die
Hälfte der Bewohnerinnen der
Frauenhäuser ausmachten.Es sei
wichtig, dass sie in einem Um­
feld ohne Gewalt aufwachsen.

Damit die Frauenhäuser ihren
Auftrag als Kriseninterventions­
angebot angemessen wahrneh­
men können, empfiehlt die SODK
eine jährliche Auslastung von
75 Prozent. «Wir sind seit einem
Jahr fast immervoll belegt», sagt
Silvia Vetsch vom Frauenhaus
St. Gallen.Marlies Hallerverlangt
von den Kantonen, dass sie die
Empfehlungen der Sozialdirek­
torenkonferenz ernst nehmen.
«Leider habe ich bereits andere
Signale gehört. Die Umsetzung
ist nicht gratis, und nicht alle
Kantone können oder wollen
Gelder dafür sprechen», sagt sie.
Wo keine Ressourcen bereitge­
stellt würden, solle der Bund
zumBeispiel mit Anschubfinan­
zierungen aushelfen.

Das Geld ist knapp – der Platz auch
Frauenhäuser Wie rasch eine gewaltbetroffene Frau Hilfe bekommt, hängt von ihremWohnkanton ab.
Nun fordert die Dachorganisation der Frauenhäuser eine nationale Strategie.

Struktur und Finanzierung der Frauenhäuser sind je nach Kanton und teilweise sogar je nach Unterkunft unterschiedlich geregelt. Foto: Margrit Müller


